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Kundmachung des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages 

 

Beschluss der Vertreterversammlung des Österreichischen 
Rechtsanwaltskammertages vom 17.09.2026 

 

Jahr 2026 Veröffentlicht am 29.09.2026 

2. Beschluss:  Änderung der Verordnung der Vertreterversammlung des 

Österreichischen Rechtsanwaltskammertages über die 

Versorgungseinrichtungen Teil A der österreichischen 

Rechtsanwaltskammern (Satzung Teil A 2018) und der 

Verordnung der Vertreterversammlung des Österreichischen 

Rechtsanwaltskammertages über die Versorgungseinrichtungen 

Teil B der österreichischen Rechtsanwaltskammern (Satzung 

Teil B 2018) 

 

2. Beschluss der Vertreterversammlung, mit dem die Satzung Teil A 2018 und die 

Satzung Teil B 2018 geändert werden 

Die Vertreterversammlung hat beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung der Satzung Teil A 2018 

Die Satzung Teil A 2018, kundgemacht am 30.11.2017 auf der Homepage des 

Österreichischen Rechtsanwaltskammertages, zuletzt geändert mit 2. Beschluss aus dem 

Jahr 2025 der Vertreterversammlung, kundgemacht am 17.09.2025, wird wie folgt 

geändert:  

1. In der Überschrift zum 2. Hauptstück wird nach dem Wort „Geburt“ die Wortfolge 

„eines Kindes, Annahme eines minderjährigen Kindes an Kindes Statt“ und nach dem Wort 

„oder“ das Wort „der“ eingefügt.  

2. § 10a wird wie folgt geändert:  

a. In Abs. 1 wird das Wort „diese“ gestrichen und nach dem Wort „Kalendermonate“ 

der Halbsatz „ , die nicht gemäß § 21 Abs. 2 bei der Berechnung des 

Leistungsanspruchs berücksichtigt werden, “ eingefügt. 

b. Abs. 1a entfällt. 

c. In Abs. 1b wird der Verweis auf § 53 Abs. 2 Z. 4 lit. a sublit. aa RAO durch den 

Verweis auf § 53 Abs. 2 Z. 4 lit. c RAO ersetzt.  

d. In Abs. 2 wird das Wort „Jahre“ durch das Wort „Jahren“ ersetzt und nach dem Wort 

„Annahme“ die Wortfolge „des minderjährigen Kindes“ und nach der Wortfolge 

„Übernahme des“ das Wort „minderjährigen“ eingefügt. Der letzte Satz wird durch 

den folgenden Satz ersetzt: „§ 7 Abs. 2 und 3 sind anzuwenden.“ 
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3. § 10c wird wie folgt geändert:  

a. Abs. 1 lautet wie folgt:  

„(1) Die Kosten für den Nachkauf von Versicherungsmonaten werden für jeden 

nachkaufbaren Versicherungsmonat gemäß § 51 RAO in der von der nach § 7 Abs. 1 

zuständigen Rechtsanwaltskammer erlassenen Umlagenordnung festgesetzt.“ 

b. Abs. 1a entfällt. 

4. § 19 Abs. 4 lautet wie folgt:  

„(4) Die Wartezeit für Ansprüche auf Berufsunfähigkeitsrente beträgt fünf Jahre. Liegt 

der Beginn der Wartezeit nach Vollendung des 50. Lebensjahrs, so beträgt die Wartezeit 

zehn Jahre.“ 

5. § 21 wird wie folgt geändert:  

a. In der Überschrift wird das Wort „Mutterschaft“ durch das Wort „Elternschaft“ 

ersetzt.  

b. In Abs. 1 wird der Verweis auf § 53 Abs. 2 Z 4 lit. b RAO durch den Verweis auf § 

53 Abs. 2 Z 4 lit. a und b RAO ersetzt. 

c. Abs. 2 lautet wie folgt:  

„(2) Im Falle einer Beitragsbefreiung gemäß der jeweiligen Umlagenordnung nach § 53 

Abs. 2 Z 4 lit. d RAO werden Kalendermonate, in denen der oder die Versicherte die 

Voraussetzungen für eine Befreiung von der Leistung des Beitrags nach § 53 Abs. 2 Z 4 

lit. a oder b RAO erfüllt hätte, bei der Berechnung der Höhe des Leistungsanspruchs als 

Beitragsmonate berücksichtigt. Die Berücksichtigung erfolgt durch jene 

Rechtsanwaltskammer, in der der oder die Versicherte zum Zeitpunkt der Antragstellung 

in eine Liste eingetragen war.“ 

6. § 28 wird wie folgt geändert:  

a.  Nach Abs. 5 werden folgende Abs. 5a und 5b eingefügt: 

„(5a) Kommt es aufgrund der Eröffnung eines Insolvenzverfahrens über das Vermögen 

der oder des Versicherten oder der Nichteröffnung eines solchen Verfahrens mangels 

kostendeckenden Vermögens zu einem Zahlungsausfall, sind Beitragsmonate nur im 

Ausmaß der tatsächlich geleisteten Zahlung zu berücksichtigen. 

(5b) Solange das Insolvenzverfahren noch nicht rechtskräftig abgeschlossen ist oder die 

Erfüllung aussteht, bleiben Beitragsmonate, für die Beiträge nicht bezahlt wurden, bei der 

Rentenberechnung unberücksichtigt. Beitragsmonate sind nur im Ausmaß der tatsächlich 

geleisteten Zahlung zu berücksichtigen.“ 

b.  Folgender Abs. 7 wird angefügt: 

„(7) Hat der oder die Versicherte auf den Bezug einer vorzeitigen Altersrente verzichtet, 

wird die sich nach Abs. 1 ergebende Altersrente pro angefangenem Kalendermonat, in dem 

eine vorzeitige Altersrente bezogen wurde, um 0,4 Prozent gekürzt.“ 

7. In § 29 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: „Die jeweilige Kürzung bleibt aufrecht, 

auch wenn das Rentenantrittsalter nach § 26 Z 3 erreicht wird.“ 

8. § 30 Abs. 2 lautet wie folgt:  

„(2) Das Ruhen tritt ab dem der Ausübung folgenden Kalendermonatsersten ein. Es gilt 

für die Dauer der Tätigkeit, mindestens aber für die Dauer von drei Kalendermonaten, und 

endet mit dem Monatsletzten des dritten Kalendermonats oder dem Letzten des Monats, 

in dem die Tätigkeit beendet wird. 

9. In § 60 wird folgender Abs. 3 angefügt:  
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„(3) Die Änderungen in der Überschrift des 2. Hauptstücks, in § 10a, § 10c und § 21 

samt Überschrift in der Fassung des Beschlusses Nr. 2/2026 der Vertreterversammlung 

des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages treten mit 1.1.2027 in Kraft.“ 

Artikel 2 

Änderung der Satzung Teil B 2018 

Die Satzung Teil B 2018, kundgemacht am 30.11.2017 auf der Homepage des 

Österreichischen Rechtsanwaltskammertages, zuletzt geändert mit dem 3. Beschluss der 

Vertreterversammlung vom 26.09.2024, kundgemacht am 02.10.2024, wird wie folgt 

geändert: 

1. § 9 wird wie folgt geändert:  

a. In Abs. 1 wird nach dem Wort „Eintragung“ die Wortfolge „oder der Aufnahme der 

versicherungspflichtigen Tätigkeit“ eingefügt. 

b. § 9 Abs. 3 lautet wie folgt:  

„(3) Rechtsanwältinnen und niedergelassene europäische Rechtsanwältinnen sind auf 

Antrag im Fall der Mutterschaft für die Dauer von zwei Monaten vor der voraussichtlichen 

Entbindung zur Gänze von der Leistung des Beitrags zur Versorgungseinrichtung Teil B zu 

befreien (§ 53 Abs. 2 Z 4 lit. a RAO). Der Antrag muss spätestens drei Monate nach der 

Geburt gestellt werden. Als Nachweis ist die Geburtsurkunde vorzulegen. Die 

Beitragsbefreiung beginnt mit dem der Geburt drittvorangegangenen Monatsersten. Fällt 

die Geburt auf einen Monatsersten mit dem zweitvorangegangen Monatsersten.“ 

c. Nach Abs. 3 folgende Abs. 3a bis 3d eingefügt:  

„(3a) Angestellte Rechtsanwältinnen und angestellte niedergelassene europäische 

Rechtsanwältinnen sind im Falle eines länger dauernden Beschäftigungsverbots nach § 3 

Abs. 3 Mutterschutzgesetz 1979 vor der voraussichtlichen Entbindung für diesen Zeitraum 

zur Gänze von der Leistung des Beitrags zur Versorgungseinrichtung Teil B zu befreien 

(§ 53 Abs. 2 Z 4 lit. a RAO). Das fachärztliche Zeugnis nach § 3 Abs. 3 Mutterschutzgesetz 

1979 (MSchG) ist als Nachweis vorzulegen. Dies gilt auch für selbständig erwerbstätige 

Rechtsanwältinnen und niedergelassene europäische Rechtsanwältinnen unter 

sinngemäßer Anwendung des § 3 Abs. 3 MSchG (§ 53 Abs. 2 Z 4 lit. a RAO), wobei anstelle 

eines Arbeitsinspektionsarztes oder eines Amtsarztes auch ein Zeugnis eines Facharztes 

nach § 3 Abs. 3 Z 2 MSchG als Nachweis dient. Der Antrag muss spätestens drei Monate 

nach der Geburt gestellt werden. Die Beitragsbefreiung beginnt mit dem im fachärztlichen 

Zeugnis angeführten Schutzbeginn folgenden Monatsersten. Fällt der Schutzbeginn auf 

einen Monatsersten, beginnt die Beitragsbefreiung mit diesem Tag. Die Beitragsbefreiung 

endet mit dem auf die Geburt folgenden Monatsletzten, spätestens mit dem Beginn der 

Beitragsbefreiung nach Abs. 3. 

(3b) Rechtsanwältinnen und niedergelassene europäische Rechtsanwältinnen sind nach 

Geburt eines Kindes, der Annahme eines minderjährigen Kindes an Kindes statt oder bei 

Übernahme eines minderjährigen Kindes in unentgeltliche Pflege auf Antrag für zwölf 

Kalendermonate von der Leistung des Beitrags zur Versorgungseinrichtung Teil B zu 

befreien (§ 53 Abs. 2 Z 4 lit. b RAO). Der Antrag ist innerhalb von sechs Monaten ab der 

Geburt eines Kindes, der Annahme eines minderjährigen Kindes an Kindes Statt oder der 

Übernahme eines minderjährigen Kindes in unentgeltliche Pflege zu stellen. Als Nachweise 

sind die Geburtsurkunde, der gerichtlich genehmigte Adoptionsvertrag oder die 

Pflegebewilligung vorzulegen. Die Beitragsbefreiung beginnt mit dem der Geburt, dem 

Datum der Adoption oder dem Datum der bewilligten Pflege vorangegangen Monatsersten. 

Fällt die Geburt, das Datum der Adoption oder das Datum der bewilligten Pflege auf einen 

Monatsersten mit diesem Tag. 

(3c) Rechtsanwälte und niedergelassene europäische Rechtsanwälte sind nach Geburt 

eines Kindes, der Annahme eines minderjährigen Kindes an Kindes statt oder bei 
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Übernahme eines minderjährigen Kindes in unentgeltliche Pflege bei überwiegender 

Betreuung des Kindes auf Antrag für den Zeitraum der überwiegenden Betreuung, jedoch 

maximal zwölf Kalendermonate von der Leistung des Beitrags zur Versorgungseinrichtung 

Teil B zu befreien (§ 53 Abs. 2 Z 4 lit. b RAO). Der Antrag ist innerhalb von sechs Monaten 

ab der Geburt eines Kindes, der Annahme eines minderjährigen Kindes an Kindes Statt 

oder der Übernahme eines minderjährigen Kindes in unentgeltliche Pflege zu stellen. Als 

Nachweis dient insbesondere die Mitteilung der für den Bezug von Kinderbetreuungsgeld 

zuständigen Behörde über den Bezug des Kinderbetreuungsgeldes sowie den Zeitraum 

dieses Bezugs oder eine eidesstattliche Erklärung des Antragstellers zur überwiegenden 

Betreuung des Kindes unter gleichzeitiger Vorlage eines Meldenachweises über einen 

aufrecht bestehenden gemeinsamen Wohnsitz mit dem Kind. Die Beitragsbefreiung beginnt 

mit dem Monatsersten, der auf den Beginn des Bezugs des Kinderbetreuungsgelds folgt 

oder der auf den in der eidesstattliche Erklärung angegebenen Beginn der überwiegenden 

Kinderbetreuung folgt. Fällt der Beginn des Bezugs von Kinderbetreuungsgeld oder der in 

der eidesstattliche Erklärung angegebenen Beginn der überwiegenden Kinderbetreuung auf 

einen Monatsersten, beginnt die Beitragsbefreiung mit diesem Tag.  Die Beitragsbefreiung 

endet mit dem Monatsletzten, in dem der Zeitraum des Bezugs von Kinderbetreuungsgeld 

ausläuft oder mit dem Monatsletzten, der in der eidesstattliche Erklärung als Ende der 

überwiegenden Kinderbetreuung angegeben wurde, spätestens jedoch nach zwölf 

Kalendermonaten. 

(3d) Anträge nach Abs. 3b und Abs. 3c können für dasselbe Kind überschneidend gestellt 

werden.“ 

d. In Abs. 4 wird nach dem Wort „Rechtsanwälte“ die Wortfolge „und niedergelassene 

europäische Rechtsanwälte und Rechtsanwältinnen“ eingefügt und nach der Wortfolge 

„Leistung des Betrags“ die Wortfolge „zur Versorgungseinrichtung Teil B“ eingefügt und 

folgende Sätze angefügt: „Die Beitragsbefreiung beginnt mit dem auf den Beginn des 

Ruhens folgenden Monatsersten. Fällt der Beginn des Ruhens auf einen Monatsersten, 

beginnt die Beitragsbefreiung mit diesem Tag. Die Beitragsbefreiung endet mit dem 

Monatsletzten in dem das Ruhen endet.“ 

2. § 24 Abs. 2 lautet wie folgt:  

„(4) Die Wartezeit für Ansprüche auf Berufsunfähigkeitsrente beträgt fünf Jahre. Liegt 

der Beginn der Wartezeit nach Vollendung des 50. Lebensjahrs, so beträgt die Wartezeit 

zehn Jahre.“ 

3. In § 70 wird folgender Abs. 3 angefügt:  

„(3) Die Änderungen in § 9 Abs 3 bis 3d in der Fassung des Beschlusses Nr. 2/2026 der 

Vertreterversammlung des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages treten mit 

1.1.2027 in Kraft.“ 

 

DER ÖSTERREICHISCHE RECHTSANWALTSKAMMERTAG 

Dr. Armenak Utudjian 

Präsident 

 

Kundgemacht auf der Homepage des Österreichischen Rechtsanwaltskammertages 

(www.oerak.at) am 29.09.2026. Sofern nicht ausdrücklich anderes bestimmt ist, treten die 

Änderungen mit Ablauf des Tages ihrer Kundmachung in Kraft. 
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